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Berlin, 11.07.2025 

 

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familien-

medizin (DEGAM) zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesund-

heit zur Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz – PKG) im Rah-

men der Verbändebeteiligung 

 

 

Die Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin (DEGAM) bedankt sich ausdrücklich für die 

Möglichkeit der Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesund-

heit zur Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz – PKG) im Rahmen der Ver-

bändebeteiligung. 

Wir begrüßen das Gesetz zur Stärkung der Pflegekompetenz (PKG).  

Aus der Sicht der DEGAM ist hierbei für die ambulante Versorgung vorrangig: 

• Klärung von Haftungsfragen insbesondere bei Kooperationen 

• vereinheitlichte praxisnahe Standards der Basisdokumentation 

• persönliche statt einrichtungsbezogene Fortbildungsnachweise in der Pflege 

• Vermeidung von ressourcen- und zeitintensiven Parallelstrukturen 

• Verstärkte Anbindung von Pflegestrukturen an die hausärztliche Primärversorgung 

• die Kompetenzen der Medizinischen Fachangestellten müssen gleichermassen wahrge-

nommen und gestärkt werden (innerhalb oder ausserhalb dieses Gesetzes) 

Die Stärkung der Kompetenzen von Pflegefachpersonen sowohl ambulant wie stationär ist 

dringlich geboten aus vielschichtigen Gründen:  :  

• Die Gesundheitsversorgung steht vor der Herausforderung, auf einen doppelten de-

mografischen Wandel zu reagieren. Die steigende Lebenserwartung führt zu mehr pfle-

gebedürftigen Menschen; gleichzeitig geht die Anzahl der Pflegenden zurück aufgrund 

der Alterung der Bevölkerung & geringer Geburtenraten. Zudem fehlt der Nachwuchs 

in der beruflichen Pflege: Zwar ist die Zahl der Auszubildenden in Deutschland stabil, 

dennoch kann der zunehmende Fachkräftemangel nur schwer von den nachkommen-

den Fachkräften ausgeglichen werden. 

• Veränderte Versorgungsbedarfe (steigende Zahl chronisch kranker, pflegebedürftiger 

Menschen bei gleichzeitig steigender Lebenserwartung) und gleichzeitig steigender 

Komplexität der qualitätsorientierten Gesundheitsversorgung  erfordern u. a. eine ent-

sprechende Anpassung pflegefachlicher Kompetenzprofile.  
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• Komplexe Aufgaben- und Verantwortungsbereiche im Kontext koordinierter, vernetzter 

Gesundheitsversorgung erfordern die Stärkung der interprofessionellen Zusammenar-

beit. 

Die hochschulische Pflegeausbildung vermittelt nunmehr zusätzliche Kompetenzen zur selb-

ständigen Ausübung von heilkundlichen Aufgaben in den Bereichen diabetische Stoffwechsel-

lage, chronische Wunden und Demenz. Die Befugnis zur Heilkundeausübung wird entspre-

chend berufsrechtlich geregelt, das Pflegeberufegesetz angepasst und ein Leistungskatalog 

erstellt, der festlegt, welche ärztlichen Tätigkeiten hochschulisch ausgebildete Pflegefach-

kräfte übernehmen dürfen.   

Einbindung in die Primärversorgung: Bislang regelt das SGB V die Delegationsgrundsätze 

für Ärzt*innen u.a. mit Blick auf die Gesamtverantwortung. Die Gesamtverantwortung sollte 

auch fortan in der Hausarztpraxis verbleiben, um eine koordinierte und kontinuierliche Versor-

gung sicherzustellen sowie Über-, Unter- oder Fehlversorgung zu vermeiden.  

Wir erwarten, dass die Erarbeitung von  Verträgen über Leistungen der ärztlichen Behandlung, 

die von Pflegefachpersonen eigenverantwortlich erbracht werden können unbedingt in enger 

Einbindung der Hausärzt*innen und deren verbandlicher Vertretung (DEGAM und HÄV) ge-

schieht. 

Innerhalb oder auch außerhalb dieses Gesetzes sehen wir dringenden Bedarf für verbindliche 

Regelungen zur Erweiterung von Kompetenzbereichen entsprechend weitergebildeter medi-

zinischer Fachangestellter (MFA) und und insbesondere akademisch ausgebildeter weiterer 

Berufsgruppen wie Physician Assistants (PA). 

Die Einrichtung des Amtes der oder des Beauftragten der Bundesregierung für Pflege begrü-

ßen wir, ebenso wie die einheitliche Berufsvertretung auf Bundesebene zur Gestaltung und 

Weiterentwicklung der Profession Pflege – dies insbesondere auch mit Blick auf die „Erarbei-

tung einer Empfehlung zu einer systematischen und umfassenden Beschreibung der Aufga-

ben von Pflegefachpersonen, einschließlich erweiterter heilkundlicher Aufgaben, einem soge-

nannten "Muster-Scope of Practice". Auch hier erwarten wir, dass die Hausärzt*innen und de-

ren verbandliche Vertretung (DEGAM) eng eingebunden werden in diesen Entwicklungspro-

zess. 

Juristischer Rahmen: Um den erweiterten (heilkundlichen) Verantwortungsbereich hoch-

schulisch ausgebildeter Pflegefachpersonen  rechtssicher und patientensicher zu gestalten, 

ist jedoch unabdingbar, die bislang ungeklärten vertragsrechtlichen Fragen sowie auch die 

Haftungsfragen zu regeln: Wer haftet bei Fehlern in der Patient*innenversorgung? Die ver-

tragsrechtlichen Unsicherheiten beziehen sich insbesondere auf den Behandlungsvertrag, der 

in der Regel zwischen Ärzt*innen und Patient*innen besteht.  
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Praxisnahe Definition von Standards: Es ist erforderlich, dass einheitliche Standards für die 

Patientensicherheit, Qualitätssicherung und vor allem auch für die (wechselseitig zugängliche) 

Dokumentation formuliert werden, so dass sichergestellt ist, dass die Hausarztpraxis stets in 

Kenntnis des Gesamtbefindens der Patient*innen ist. 

Kompetenzerweiterungen: Die DEGAM begrüßt, dass (hochschulisch ausgebildete) Pflege-

fachpersonen zur selbständigen Verordnung häuslicher Krankenpflege einschließlich der da-

zugehörigen Hilfsmittel befugt werden sollen. Im Kontext der pflegefachlichen Kompetenzer-

weiterungen begrüßt die DEGAM, dass Pflegefachpersonen Präventionsempfehlungen aus-

sprechen und frühzeitig geeignete Leistungen initiieren dürfen und weitreichender als bisher 

Pflege- und Hilfsmittel empfehlen können. 

Fortbildungen: Im Sinne einer evidenzbasierten und versorgungsfeldübergreifend abge-

stimmten Patient*innenenversorgung ist unabdingbar, dass mit dem Erwerb der erweiterten 

heilkundlichen Kompetenz eine klar geregelte Pflicht von Pflegefachpersonen zu Anpassungs- 

und Erhaltungsfortbildungen einhergeht. Die pflegeberufliche Fortbildungspflicht ist bis dato 

nicht personenbezogen, lediglich einrichtungsbezogen geregelt. Dies gilt es im Kontext des 

neuen Verantwortungsbereiches dringlich zu verbessern, um eine wissenschaftsbegründete 

Patient*innenversorgung auf Grundlage regelmäßig aktualisierten pflegefachlichen Wissens 

zu gewährleisten 

Regionalisierung: Positiv zu würdigen ist die stärkere Rolle der Kommunen und deren neue 

Mitwirkungsmöglichkeiten bei der Zulassung von Pflegeeinrichtungen. Auch die Selbsthilfe 

und des ehrenamtliche Engagement werden nunmehr gestärkt, um pflegende Angehörige zu 

entlasten und die Versorgung in der gewohnten Umgebung zu fördern. Regionale (Pflege-) 

Netzwerke sollen helfen, pflegebedürftige Menschen möglichst lange in ihrer gewohnten Um-

gebung zu versorgen. Die Stärkung regionaler, niedrigschwelliger Beratungs- und Unterstüt-

zungsangebote verspricht eine Verbesserung der Versorgungsformen im Quartier und sichert 

eine bedarfsgerechte, regional und versorgungsfeldübergreifend abgestimmte Gesundheits-

versorgung.  

Schließen von Versorgungslücken: Die derzeit existierende, prekäre Versorgungslücke zwi-

schen häuslichen respektive ambulanten Versorgungsformen und der vollstationären Pflege 

soll mit der so genannten „stambulanten“ Versorgung (§ 45j SGB XI) geschlossen werden. 

Kritisch ist unseres Erachtens, dass gemäß § 71 Abs. 4 SGB XI Einrichtungen und Räumlich-

keiten der Eingliederungshilfe ausgenommen sind. Zudem besteht nach wie vor die prekäre 

behandlungspflegebezogene Versorgungslücke im heilpädagogischen/heilerzieherischem Ar-

beitsfeld der Versorgung von Menschen mit Behinderungen bspw. in geschützten Werkstätten 

fort. 
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Die Ausweitung des Umwandlungsanspruchs des Leistungsanspruches auf Pflegesachleis-

tungen nach § 36 SGB XI hin zu Leistungen eines nach Landesrecht anerkannten Angebotes 

zur Unterstützung im Alltag begrüßen wir.   

 

DEGAM-Bundesgeschäftsstelle 

Schumannstraße 9 

10117 Berlin 

Tel.: 030-20 966 9800 

geschaeftsstelle@degam.de 

 


